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Wir sind der Meinung Komma dass...

unseren Schulen bis heute jegliche Rückmel-
de-Kultur fehlt, von einer feedback-Traditi-
on ganz zu schweigen.

Seit Jahren schon werden kaum noch Fort-
oder Weiterbildungs-Seminare für Erwach-
sene angeboten, ohne dass an die Seminar-
teilnehmer zum Abschluss ein Evaluations-
bogen ausgegeben wird. Die Träger und
Veranstalter von Bildungs- oder Ausbil-
dungsangeboten wollen heutzutage wissen,
wie zufrieden oder unzufrieden die Men-
schen mit Inhalt, Durchführung und geisti-
gem Ertrag der besuchten Veranstaltung
waren.

Wie zufrieden oder unzufrieden Schülerin-
nen, Schüler und auch Eltern mit Inhalt,
Durchführung und geistigem Ertrag von Un-
terricht sein könnten, scheint hingegen kei-
nen „Veranstalter“ ernsthaft zu interessieren.
Im Gegenteil: Kaum eine Berufsgruppe rea-
giert auf Kritik und Beurteilung ihrer beruf-
lichen Leistung mit ähnlich geringer Begei-
sterung wie die Lehrerschaft.

Da wundert es dann auch nicht, wenn Schü-
ler nach dreizehn Pflichtschweigejahren in
ihren Abiturszeitschriften kein Blatt mehr
vor den Mund nehmen möchten und end-
lich in häufig sehr angreifbarer, unobjekti-
ver Form Lehrerinnen und Lehrer den Spie-

Dank der finanziellen Unterstützung der
Beauftragten des Landes für Migration und
Integration Maria Weber konnte die Bro-
schüre in Flyer-Format, die der Landesel-
ternbeirat und das Ministerium für Bildung,
Frauen und Jugend jetzt schon in der 3. Auf-
lage herausgeben, in die türkische und rus-
sische Sprache übersetzt werden. Hier sind
wertvolle Hinweise für die Rechte und
Pflichten von Eltern als Partner der Schule
aufgeführt. Außerdem wird den Eltern Mut
gemacht, an ihrer Schule mitzuarbeiten, z.
B. als Klassenelternsprecher, im Schuleltern-
beirat, aber auch bei Elternabenden und
Schulfesten. Verteilt wird die Broschüre an
die Eltern der 1. und der 5. Klassen.

An den Schulen in Rheinland-Pfalz lernen
auch viele Schülerinnen und Schüler mit
Migrationshintergrund, deren Eltern eben-
so herzlich eingeladen sind, ihre Kinder
durch die Schulzeit zu begleiten wie die
deutschen Eltern. Manche haben vielleicht
noch Schwierigkeiten mit der deutschen

Sprache und sollen durch die Übersetzun-
gen angeregt werden, sich in der Schule ih-
rer Kinder einzubringen.

Vorerst war ein Farbdruck der übersetzten
Broschüre nicht möglich, so dass die türki-
sche und russische Übersetzung derzeit le-
diglich auf unserer Homepage zur Verfü-
gung steht. Außerdem können Kopien in der
Geschäftsstelle des LEB (Tel.: 06131 – 16 29
28) und in der Abteilung für Öffentlichkeits-
arbeit (Tel.: 06131 – 16 41 61) angefordert
werden. Sowohl Einzelpersonen als auch
Schulen oder Schulelternbeiräte können die
Übersetzungen bestellen. Wenn es eine ent-
sprechend rege Nachfrage danach gibt, soll
im nächsten Jahr ein Farbdruck im Original-
format erfolgen.
Achtung: Neue Adresse!
Landeselternbeirat Rheinland-Pfalz
im MBFJ
Mittlere Bleiche 61
55 116 Mainz

gel vorhalten, was nicht selten zu Zerrbil-
dern führt; wenngleich hin und wieder  auch
gestochen scharfe Abbildungen von Lehrer-
persönlichkeiten gelingen.

Besser wäre es, wenn die Schülerinnen und
Schüler schon frühzeitig, spätestens ab der
zweiten Hälfte der Grundschulzeit, Gelegen-
heit und Übung erhielten, sich über den Un-
terricht ihrer Lehrerinnen und Lehrer zu
äußern, und wenn die Kinder dadurch schon
früh lernen könnten, faire Rückmeldungen
zu geben.
Die Art und Weise, wie dies installiert wird,
mag Teil der Gestaltung der Schulkultur je-
der einzelnen Schule werden. Es könnte zum
Beispiel ins Schulprogramm aufgenommen
werden, wie die Rückmeldekompetenz der
Schülerschaft und wie die Fähigkeit des
Umgangs mit diesen Rückmeldungen auf
Seiten der Lehrerschaft  zum Wachsen ge-
bracht werden sollen. Es geht nicht darum,
den Schülerinnen und Schülern ein Instru-
ment zum Quälen von Lehrkräften in die
Hand zu drücken. Es geht auch nicht dar-
um, eine Pseudo-Gleichberechtigung zwi-
schen Lehrkräften und Schülerschaft durch
Aufhebung von Einbahnstraßen der Beur-
teilung im Schulwesen anzustreben. Worum
es geht, ist, einen weiteren wichtigen Bau-
stein ins tragende Gewölbe einer mensch-
lich organisierten und demokratisch gestal-
teten Schule einzufügen.

Dr. Klaus Neulinger Foto: Franjo Schohl

Schüler und Schülerinnen, die über Jahre
nicht nur die Erfahrung machen konnten, an-
gemessene Rückmeldung an ihre Lehrerin-
nen und Lehrer geben zu dürfen, sondern
die darüber hinaus etwas über die Bedeu-
tung und Wichtigkeit angemessener, gerech-
ter Kritik gelernt haben werden,  werden
damit eine Kompetenz erworben haben, die
sowohl im beruflichen wie im privaten Be-
reich von größtem Wert ist.
Lehrerinnen und Lehrer, die über Jahre
Übung darin erworben haben werden, mit
guter Kritik und ehrlicher Rückmeldung
verantwortungsbewusst umzugehen, wer-
den (noch) bessere Lehrerinnen und Lehrer
geworden sein.
Dr. Klaus Neulinger

Broschüre auch  auf
Türkisch und Russisch



Der Landeselternbeirat in Rheinland-Pfalz
(LEB) repräsentiert mehr als 500.000 Eltern.
Schwerlich wissen jedoch Eltern, die sich
nicht für die Schule als Ganzes in der Eltern-
vertretung organisieren und engagieren,
über den LEB bescheid.

Wenn Eltern ein Kind einschulen, sind sie
zunächst mit den individuellen Rechten und
Pflichten befasst. Eltern müssen ihre schul-
pflichtigen Kinder regelmäßig zur Schule
schicken, dürfen zwischen Schulen in priva-
ter Trägerschaft und öffentlichen Schulen
wählen und nach der Grundschulzeit dann
die Schulart für die Sekundarstufe bestim-
men. Sie haben einen Anspruch auf Infor-
mation und Beratung sowie auf die Mitwir-
kung am Schulleben und Teilnahme am
Unterricht ihres Kindes.

Ihre kollektiven Rechte nehmen sie wahr,
wenn sie sich an der Wahl der Elternvertre-
tung auf Klassen- und Schulebene beteiligen
oder sich wählen lassen, also ihr aktives oder
passives Elternrecht ausüben. Schätzungs-
weise 40.000 bis 50.000 Eltern im Land wir-
ken in der Elternvertretung mit.

Nicht alle halten Kontakt zum LEB  oder be-
gleiten seine Arbeit. Und doch arbeitet er
nicht im Verborgenen. Der LEB unterhält
eine für ihre breite Information allgemein ge-
schätzte Homepage, gibt vierteljährlich eine
Elternzeitung (Auflage 32.500)  heraus, geht
mit Pressemeldungen an die Öffentlichkeit
und beteiligt sich in Funk und Fernsehen an
bildungspolitischen Debatten. Einmal im
Jahr lädt er zum Landeselterntag ein und
bietet so allen Eltern ein Diskussionsforum.
Gut angenommen wird auch die kostenlose
Elternfortbildung in Kooperation mit dem
IFB und der ADD.

Darüber hinaus begleitet der LEB kritisch die
Entwicklung des Schulsystems, gibt sein
Benehmen zu Gesetzes- oder Verordnungs-
entwürfen, macht Vorschläge zu Reformen
des Schulwesens, steht in engem Kontakt zu
den Landtagsfraktionen, den Lehrerverbän-
den und dem Bildungsministerium. Der LEB
greift auch Kritik aus den Reihen der Eltern-
vertretungen vor Ort auf und versteht sich
als Dienstleister. Er unterhält eine Geschäfts-
stelle, deren hauptamtliche Mitarbeiterinnen
Fragen von Eltern beantworten oder an zu-
ständige Ansprechpartner weiterleiten. In
der Elternzeitung informiert er die Eltern-
vertretungen über neue schulische Entwick-
lungen, Änderungen von die Schule betref-
fenden Gesetzen und Vorschriften und
diskutiert aktuelle bildungspolitische The-
men.
Das war nicht immer so.

Wir sind das Volk – das Schulvolk nämlich!
40 Jahre Landeselternbeirat – Rückblick und Ausblick

Geschichte der Elternvertretung
in Rheinland-Pfalz
Im Nationalsozialismus waren die Elternver-
tretungen an öffentlichen Schulen zerschla-
gen worden, die es in Preußen seit 1918 ge-
geben hatte. Nach dem Faschismus gelang
es in der BRD zunächst nicht, am Elternrecht
der Weimarer Republik anzuknüpfen. Im
Schulrecht der Länder dominierte nach dem
2. Weltkrieg bis in die sechziger Jahre hin-
ein die so genannte staatsrechtliche Schul-
auffassung, die besagt, die familiäre Erzie-
hung sei allein Sache der Eltern und die
schulische allein Sache des Staates. Die hi-
storischen Wurzeln dieser Doktrin findet
man im Absolutismus (vgl. Cattepoel).

Ein Jahr nach Verabschiedung der rhein-
land-pfälzischen Landesverfassung war
1948 durch eine Landesverfügung des Kul-
tusministeriums die Bildung von Elternbei-
räten an allgemein- und berufsbildenden
Schulen ermöglicht worden.
Die ersten Verwaltungsanordnungen und
gesetzlichen Bestimmungen kannten also
lediglich Elternbeiräte an den einzelnen
Schulen. Der Gedanke eines überregionalen
Elternbeirates setzte sich in Folge einer el-
terlichen Initiative in Rheinhessen und der
Pfalz durch. Hier hatten sich für den Bereich
der höheren Schulen so genannte Bezirksel-
ternbeiräte gebildet, die versuchten, die Vor-
stellungen der Elternschaft zu Schulfragen
zu koordinieren und einheitliche Willensbil-
dung herbeizuführen, um so der Schulbe-
hörde gegenüber ein größeres Gewicht zu
haben (vgl. Orth).
Erst am 18.11.1965 wurde der Landeseltern-
beirat als überregionales Elterngremium mit
beratender Funktion im „Landesgesetz über
Elternbeiräte“ verankert. Außerdem wur-
den an den Schulen die Elternbeiräte durch
Elternvertretungen auf Klassenebene er-
gänzt. Die Aufgaben und Beteiligungstatbe-
stände des Schulelternbeirats wurden in ei-
nem Katalog festgehalten (Orth).
Auch wenn Kultusminister Dr. Orth am
27.10.1966 bei der Eröffnung der 1. Sitzung
des 1. Landeselternbeirates die große Bedeu-
tung der Elternmitwirkung betonte, so ge-
stand er bei einer Landtagsdebatte: „Ich per-
sönlich sage Ihnen, dass ich bei der ganzen
Sache des Elternbeirates zunächst einmal der
Meinung war, dass wir ihn gar nicht brau-
chen!“ (nach Scharping). Von einer echten
Mitbestimmung konnte denn auch nicht die
Rede sein, denn die Kompetenzen des Lan-
deselternbeirates beschränkten sich auf die
Beratung des Kultusministers über grund-
sätzliche Schul- und Erziehungsfragen.
Die Mitglieder des LEB selbst hatten am An-
fang den Eindruck, „dass dem Kultusmini-
ster eine Institution beigeordnet, bzw. ver-

ordnet worden war, von deren Überflüssig-
keit man überzeugt zu sein schien.“ (nach
Jungblut)

Das so genannte „Förderstufenurteil“ des
Bundesverfassungsgerichtes von 1972, das
die Gleichrangigkeit des elterlichen und des
staatlichen Erziehungsanspruches ausdrück-
lich festschrieb, gab einen entscheidenden
Anstoß zur Weiterentwicklung des Eltern-
rechts.  Das Elternrecht wird zurückgeführt
auf das in der Verfassung, auch in der rhein-
land-pfälzischen Landesverfassung garan-
tierte natürliche Recht der Eltern, über die
Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen.  Die-
ses Urteil stärkte nicht nur die individuellen
Elternrechte, sondern führte auch zum Aus-
bau der kollektiven Elternrechte, zur Durch-
setzung des partizipatorischen Elternrechtes
in Rheinland-Pfalz.
Hier wurde 1974 mit dem Landesgesetz über
die Schulen ein Fortschritt erzielt. Frühere
Forderungen nach einer verpflichtenden Zu-
stimmungspflicht zu schulischen Regelun-
gen hatte der LEB selbst zurückgenommen.
Auch seine Forderung nach einem suspen-
siven Veto-Recht konnte er nicht durchset-
zen. Aber das neue Landesgesetz sah statt
der Anhörung ein Benehmen des Kultusmi-
nisteriums mit dem LEB in präziser als zu-
vor definierten Bereichen vor (vgl. Jungblut).
Den vom Verfassungsrecht für das Eltern-
recht festgesetzte Rahmen füllte das Landes-
schulgesetz von 1974 allerdings nicht aus
(Cattepoel).
Die Stärkung des Elternwillens war weiter-
hin Programm des LEB. „Wir Eltern und un-
sere Kinder sind das Volk – das Schulvolk
nämlich“, sagte Dr. Maria Menzel 1991 in
ihrer Ansprache zum 25-jährigen Jubiläum.
Und zum gleichen Anlass versprachen Mi-
nisterpräsident Dr. Scharping und Bildungs-
ministerin Dr. Götte für die neue Landesre-
gierung, die Demokratisierung der Schule
voranzutreiben und die Beteiligungsrechte
der gesetzlichen Elternvertretung auszubau-
en.

Bei der Feier zum 30-jährigen Bestehen des
Landeselternbeirats 1996 konnte Bildungs-
minister Prof. Dr. Zöllner die Stärkung der
Elternrechte und den Ausbau der Elternmit-
wirkung in der 9. Schulgesetznovelle des
gleichen Jahres melden. Tatsächlich stellte
das Gesetz nun das Erziehungsrecht der El-
tern und den staatlichen Bildungs- und Er-
ziehungsauftrag in der Schule als gleichge-
ordnet nebeneinander und verpflichtete
Schule und Elternhaus zu vertrauensvollem
und partnerschaftlichem Zusammenwirken.
Die Eltern erhielten einen Anspruch auf Teil-
nahme am Unterricht. Der Mitwirkungska-
talog des Schulelternbeirats wurde erweitert,
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die Elternfortbildung unter Beteiligung des
LEB etabliert. Die Stärkung der Elternrech-
te, so Dr. Heym in ihrer Festansprache, war
Ergebnis der beharrlichen Forderungen ih-
rer beiden Vorgänger Dr. Menzel und Dr.
Althoff. Die Bestimmungen zur Elternmit-
wirkung von 1996, die wir ähnlich wie die
Mitwirkung von Laien in der Gerichtsbar-
keit und der betrieblichen Mitbestimmung
als eine Variante der „unterparlamentari-
schen Demokratie“ (Cattepoel) verstehen
können, wurden 2004 mit geringen Ände-
rungen in das neue Schulgesetz übernom-
men.

Die Anerkennung als Ehrenamt, Möglichkei-
ten der bezahlten Freistellung, die Erstattung
der Reisekosten und  die Klärung von Un-
fall- und Haftpflichtfragen haben die Eltern-
vertreter über die Jahre hinweg erreicht. Die
Einrichtung einer Geschäftsstelle mit zwei
hauptamtlichen Mitarbeiterinnen, angesie-
delt im Bildungsministerium, befreite die
ehrenamtlichen Mitglieder einerseits von
zeitraubenden und lästigen Routinearbeiten,
verstärkte andererseits die Anbindung an
die Behörde und ermöglichte die vom Rech-
nungshof angemahnte Kontrolle über das
Budget.

„Aber Elternarbeit kann nicht verordnet
werden“, wusste schon Bildungsministerin
Dr. Rose Götte. „Die besten und weitgehend-
sten Gesetze, Verordnungen und Verwal-
tungsvorschriften schaffen noch keine El-
ternarbeit.“ Eltern müssen zu dem oft zähen
und mühsamen Geschäft bereit sein und sich
einbringen. Schulleitungen und Behörden
müssen ein Klima von Vertrauen und Of-
fenheit schaffen, das zur Mitwirkung einlädt.

Themen des
Landeselternbeirates
Wirft man einen Blick auf die Protokolle der
letzten 40 Jahre, so findet man alle Themen
der Schulentwicklung seit 1966 wieder: Wei-
terentwicklung der Volksschulen zu Grund-
und Hauptschulen, Sexualerziehung, Verbot
der Prügelstrafe, Einführung der 5-Tage-
Woche, Ausbau des Sonderschulwesens,
Errichtung integrierender Schularten wie
IGS und Regionale Schule, Lehrpläne, Prü-
fungsordnungen, Regelung des Übergangs
in die Sekundarstufe nach der 4. Klasse, Ein-
führung der Mainzer Studienstufe (MSS),
Einführung der Vollen Halbtagsschule,
Durchlässigkeit des gegliederten Schulwe-
sens, Integration von beeinträchtigten Kin-
dern in die Regelschule, nationale und in-
ternationale Vergleichsuntersuchungen,
Qualitätsprogramme, Bildungsstandards,
Einführung von Ganztagsschulen, struktu-
relle Weiterentwicklung der Berufsbilden-
den Schulen ….
….und immer wieder werden Lehrerman-
gel, Unterrichtsausfall und zu große Klas-
sengrößen beklagt. Schon in den 70er Jah-

ren wird das Verkommen der Hauptschule
zur Restschule angeprangert. Der Ausbau
des Schulpsychologischen Dienstes und der
Schulsozialarbeit wird gefordert, vor zu ho-
her Belastung der Eltern durch Kosten für
Schulbücher und Schulfahrten wird ge-
warnt, der defizitäre Informationsfluss vom
Landeselternbeirat zu den Schulelternbeirä-
ten und zu allen Eltern wird beklagt oder
mehr Sicherheit bei der Schülerbeförderung
angemahnt. Diese Themen sind Dauerbren-
ner, sie werden praktisch in jeder Amtsperi-
ode diskutiert.

“Schools change slower than
churches”
Und das will schon was heißen!
Dabei haben nicht zuletzt die Ergebnisse der
nationalen und internationalen Vergleichs-
untersuchungen deutlich werden lassen,
dass Veränderungen notwendig sind. Prof.
Andreas Schleicher von der OECD wird
nicht müde zu warnen: Wenn Schulbehör-
den und Interessengruppen dem notwendi-
gen strategischen Wandel widerstünden
und die Investitionen nicht ausreichten, um
Qualität und Chancengleichheit systemisch
zu sichern, würde Schule die an sie gerich-
teten hohen Erwartungen immer weniger
erfüllen können. Schule würde ihre zentrale
Rolle bei der Bildung des Nachwuchses ver-
lieren und das ganze öffentliche Schulsystem
würde zum Restsystem.
Basis und Motor des notwendigen strategi-
schen Wandels sei die Vision einer zukunfts-
fähigen Schule, die den Konsens aller am Bil-
dungssystem Beteiligten genießt. Die Vision
muss transformiert werden in konkrete Zie-
le und Reformen, die Schritt für Schritt die
Veränderung bewerkstelligen. Ohne eine Vi-
sion besteht die Gefahr, dass immer neue
Einzelreformen sich nicht sinnvoll ergänzen.
Vor 10 Jahren zeichnete auch Bildungsmini-
ster Prof. Jürgen Zöllner seine Vision einer
autonomen Schule, die unter Mitwirkung
der Eltern ein lebendiges Gemeinwesen spie-
gelt. An  der Aktualisierung und Konkreti-
sierung dieser Vision mitzuwirken, ist der
LEB bereit.

Mittel- und langfristige Ziele des
Landeselternbeirates
Der Landeselternbeirat möchte den einzel-
nen Schüler im Mittelpunkt einer Schule ste-
hen sehen, die sich als Dienstleistungsorga-
nisation versteht. Die Klassenlehrerin oder
der Klassenlehrer soll die Rolle eines Men-
tors übernehmen und die Förder- und Bera-
tungsmaßnahmen für seine Schülerinnen
und Schüler koordinieren. Einen wichtigen
Impuls für die individuelle Förderung soll
ein jährliches Eltern-Lehrer-Schülergespräch
geben. Im Rahmen der Qualitätsentwick-
lung empfiehlt der LEB ein Augenmerk auf
die Feedback-Kultur der Schule zu legen.
Nur eine Schule, in der Rückmeldung, auch
kritische, willkommen ist, hat die Chance
Mängel zu beheben und Qualität zu verbes-
sern. Eine wichtige Rolle spielt die Schullei-
tung. Sie muss ihre Aufgaben als Führungs-
kraft an- und die Verantwortung für die
Ergebnisse der schulischen Arbeit überneh-
men. Im Zuge einer Erweiterung der Selbst-
ständigkeit der Einzelschule muss die Schul-
leitung mit umfassenden Vollmachten und
Personalverantwortung ausgestattet wer-
den. Der jetzige 13. LEB  hat zudem  die Ver-
längerung des gemeinsamen Lernens auf
mindestens 6 Jahre gefordert.
Eine gute personelle und materielle Ausstat-
tung der Schulen müsste eine Selbstver-
ständlichkeit für die Gesellschaft sein, denn
ihre Zukunft geht jeden Morgen in die Schu-
le.
Marie-Charlotte Opper-Scholz

Quellen:
Ansprachen zur Eröffnung der 1. Sitzung des 1. LEB
1966, zum 10. (aus Elternzeitung Oktober 1976), zum
20. (aus Elternzeitung September/Oktober 1986), zum
25. (aus Elternzeitung 9/10/91) und zum 30. Bestehen
des LEB (aus Elternzeitung April 1997), insbesondere:
* Dr. Eduard Orth: Rede zur Eröffnung der 1. Sitzung
des 1. LEB 1966
* Thomas Jungblut: Aus der Geschichte des
Landeselternbeirates (EARh-Pf. Sep./Okt. 1986)
* Dr. Jan Cattepoel: Die historische Entwicklung des
Elternrechts ( EARh-Pf. 9/10/91)



Die Diskussion wird schon seit langer Zeit
geführt: Warum gibt es Zensuren und Zeug-
nisse, wem nützen sie, wem schaden sie, wer
braucht sie wirklich und wozu?
Aktuell wurde im Sommer dieses Jahres in
der Zeitschrift DIE ZEIT von Fachleuten ein
Streit ausgetragen, der angesiedelt ist zwi-
schen der Behauptung, Kinder wollten wis-
sen wo sie stehen, und deshalb bräuchten
wir Zensuren, und der Überzeugung, Zen-
suren für sich genommen würden wenig
aussagen und taugten vor allem nicht zum
Vergleich; somit wisse ein Kind auch so gut
wie nichts über seinen wahren Leistungs-
stand, wenn ihm beispielsweise in Deutsch
die Note 2 oder 4 bescheinigt würde.
Darüber hinaus wird aber nicht nur in dem
genannten ZEIT-Disput heftig diskutiert,
worin denn die „Leistung“ einer Schülerin
oder eines Schülers bestehe: Liegt die Lei-
stung im Ergebnis, also in dem, was ein Kind
im Moment der Messung nachweislich weiß
oder nicht weiß, kann oder nicht kann? Oder
findet die Leistung ihren Ausdruck eher in
jenem Prozess, der die Lern-, Wissens- und
Fertigkeitsfortschritte gelingen lässt? – Dann
allerdings wäre es völlig unsinnig zu mes-
sen, was ein Kind weiß oder was es kann.
Dann nämlich wäre zu messen, wie groß die
Fortschritte und wie bedeutsam die Kom-
petenz-Zuwächse sind.

Der Grundschulverband beteiligt sich an der
herrschenden Diskussion durch Vorlage ei-
ner „wissenschaftlichen Expertise“. Deren
Ergebnisse „ …stellen der in Deutschland
praktizierten Leistungsbeurteilung ein ver-
heerendes Zeugnis aus …“. So jedenfalls lau-
tet der an das Expertisen-Fazit heranführen-
de Satz in der Pressemitteilung des
Verbandes.

Wo man hinsieht, wo man hinhört, wo man
sich einliest, überall ist die Feststellung zu
treffen, dass bei aller Diskussionsfreudigkeit
und bei aller wissenschaftlichen Streitlust
wirklich neue Erkenntnisse nicht präsentiert
werden. Was immer an Argumenten zum
Thema Leistungsmessung und -beurteilung
herangetragen wird, wurde in anderen Zu-
sammenhängen, bei Diskussionen an ande-
ren Orten, von anderen Diskutanten bereits
formuliert, bestritten, bestätigt, unterstri-
chen, verdammt, widerlegt und bewiesen.
– Wie es halt bei den meisten Glaubenskrie-
gen so geht.

Daher ist es nützlich, sich einmal den un-
strittigen Tatsachen zuzuwenden und nüch-
tern das zu betrachten, was jenseits von

DER ZENSUREN-ZEUGNIS-ZIFFERNOTEN-ZANK
Anmerkungen zu einem auf der Stelle tretenden Streit

Glauben und Vermuten und stattdessen er-
kennbar im Bereich des Faktischen liegt, so-
weit es Notengebung und Zeugnisse für Kin-
der betrifft.

• Aus statistischer Sicht ist es eine Unmög-
lichkeit, Ziffernoten zur Leistungskenn-
zeichnung heranzuziehen. Die Noten-
skala von 1 bis 6 stellt keine
Intervall-Skala dar, auf welcher fünf glei-
che Abstände von Note zu Note beschrie-
ben sind. Selbst wenn ein und derselbe
Lehrer den Kindern einer Klasse in ei-
nem Fach ein Jahr lang Noten erteilt, be-
deutet der Abstand von 1 nach 2 niemals
denselben Abstand wie von 4 nach 5 oder
von 3 nach 4. Und die vielleicht mehr-
mals erteilte Note 3 kann nicht jedes Mal
dieselbe Bedeutung haben. Deshalb sind
sich die Statistiker auch völlig einig dar-
in, dass es absolut unzulässig ist, aus den
im Verlauf eines Jahres erteilten Noten
durch Ermitteln des arithmetischen Mit-
telwertes die Zeugnisnote zu kreieren,
auch wenn genau dies alle Lehrer dieser
Welt schon seit anno tobak tun. – Frage:
Was bedeutet diese Tatsache für die Ob-
jektivität und Aussagekraft von Ziffern-
zeugnissen?

• Kinder lieben den Vergleich, aber Kin-
der leiden auch am Verglichenwerden.
Vergleiche sind im Leben und in der
Schule meist weniger notwendig als un-
vermeidlich. Unstrittig ist, dass Zeugnis-
se ganz gewiss nicht erteilt werden, um
die Kinder miteinander zu vergleichen
oder um Kinder sich untereinander ver-
gleichen zu lassen, auch wenn dies tat-
sächlich so geschieht. Zeugnisse haben
nur den einen tieferen Sinn: Sie sollen für
die Kinder und für die Eltern eine um-
fassende, zuverlässige und gültige Infor-
mation über den Schulerfolg liefern. –
Frage: In welchem Maße können Ziffer-
noten dieser Anforderung gerecht wer-
den?

• Eine absolute Objektivität in der Beur-
teilung kindlicher Schulleistungen durch
Menschen, auch wenn sie Lehrer sind,
gibt es nicht. Selbst ausführliche verbale
Beurteilungen erbrachter Schülerleistun-
gen werden immer durch die Persönlich-
keit des Beurteilenden zumindest ge-
färbt, schlimmsten Falles geprägt sein.
Deshalb kann als gesichert gelten, dass
zur Information über den Schulerfolg
von Kindern der Leistungsbeschreibung
stets der Vorzug gegeben werden sollte

vor der Leistungsbeurteilung. – Frage:
Kann eine Ziffernote ein geeignetes Me-
dium zur Leistungsbeschreibung sein?

• Leistungsbewertungen führen zwangs-
läufig zur Unterscheidung und fast im-
mer zur Selektion von Schulkindern. Lei-
stungsbeschreibungen sind dazu
geeignet, einer zielführenden Förderpla-
nung für das einzelne Kind die Grund-
lage zu bieten. – Frage: Worin soll der
pädagogische Nutzen, der aus Zeugnis-
sen zu ziehen wäre, in erster Linie lie-
gen?

Es ist mittlerweile in gleichem Maße ermü-
dend wie überflüssig, sich immer wieder
dieselben Argumente um die wissenschaft-
lich gespitzten Ohren zu hauen. Denn wer
die Kinder unbedingt vergleichen, einord-
nen und selektieren möchte und die Grund-
lage hierfür in griffiger Weise geliefert be-
kommen will, der wird auch weiterhin für
die Zensurenerteilung in gehabter Weise ein-
treten. Wer die Förderung der Kinder im
Vordergrund sieht, der wird für die verbind-
liche Einführung von schriftlichen Lei-
stungsbeschreibungen anstelle der her-
kömmlichen Leistungsmessung votieren.
Diese Feststellung gilt für Eltern, für Lehr-
kräfte, für Schulaufsichtsbeamte, für Erzie-
hungswissenschaftler und für die in der Po-
litik wirkenden Kräfte in völlig gleicher und
nicht unterscheidbarer Weise. Die Lösung
des Problems wird sich letztlich auf die Be-
antwortung der Frage reduzieren lassen,
auf welcher Seite sich die einflussreichere
Lobby befindet. Und dies wird die Zeit, nicht
aber DIE ZEIT, uns lehren.

Die Haltung des LEB zu dieser Thematik ist
jedenfalls eindeutig: Ziffernoten sind im Be-
reich der Grundschule (und darüber hinaus!)
als pädagogisches Medium zur Information
über schulische Lernzustände und über den
erfolgten Kompetenzerwerb sowie als Indi-
katoren für schulische Diagnostik oder Pro-
gnostik rückständig, ungeeignet und obso-
let.
Zeugnisse für Kinder sollten durchweg in
Form ausführlicher und für die Adressaten
gut nachvollziehbarer Leistungsbeschrei-
bungen erteilt werden.
Wir sind der Überzeugung, dass auf Zensu-
ren getrost verzichtet werden kann, wenn
wir bereit sind, ganz bewusst auf die innere
Verzahnung von Leistungsbewertung und
Selektion zu verzichten.

Dr. Klaus Neulinger
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Elternvertreter sein bedeutet ...?
Für Eltern ist der Umgang mit Gesetzen, Verordnungen und
Richtlinien oft ungewohnt und schwierig. Diese Formalien sind
aber die Spielregeln, nach denen das Miteinander auch in der
Schule funktioniert. Und sie sind für alle Beteiligten verbindlich.
Wir wollen hier versuchen, Ihnen das nötige Rüstzeug für die
schulische Elternarbeit an die Hand zu geben und Sie ausdrück-
lich ermutigen, Aufgaben für die Schulgemeinschaft zu überneh-
men.
Engagement in Elternvertretungen ist kein Krisenmanagement.
Vielmehr bietet sich dabei die Möglichkeit, Bewährtes zu pfle-
gen und gute Ansätze weiterzuführen, Verbesserungsbedürfti-
ges aufzuzeigen und an Veränderungen mitzuarbeiten.
Zur Elternvertreterin oder zum Elternvertreter gewählt worden
zu sein heißt nicht, dass in eine Zeile der Statistik nun ein Name
eingesetzt werden kann. „Lassen Sie sich ruhig wählen, es ist
kaum Arbeit, denn bei uns ist alles in Ordnung“, ist kein ange-
messener Aufruf in einer Wahlversammlung. Denn Elternver-
treterIn zu sein ist Arbeit, selbst wenn wirklich alles in Ordnung
ist.
Wir haben Ihnen hier einige Hinweise und Antworten auf häu-
fig gestellte Fragen rund um das Ehrenamt „ElternvertreterIn“
zusammengetragen und hoffen, dass sie Ihnen Ihre Aufgabe er-
leichtern.

Ebenen der Elternvertretung
Die verschiedenen Ebenen der Elternvertretung sind im Schul-
gesetz (SchulG) verankert (§  38 Abs. 2 SchulG):
Die Klassenelternversammlung - KEV - (§  39 SchulG), der Schu-
lelternbeirat - SEB - (§ 40 SchulG), der Regionalelternbeirat -
REB - (§ 43 SchulG) und der Landeselternbeirat - LEB -
(§ 45 SchulG). Die gewählten ElternvertreterInnen üben ein öf-
fentliches Ehrenamt aus. Sie sind während der Ausübung ihres
Amtes in der gesetzlichen Unfallversicherung gegen Körperschä-
den versichert.
Jede Ebene der Elternvertretung hat eigene, wichtige Aufgaben.
Unerlässlich ist jedoch eine enge Zusammenarbeit und Verzah-
nung der einzelnen Gremien.
Beachten Sie dabei bitte: Das Gesetz geht davon aus, dass die
Gremien, also die Klassenelternversammlung bzw. die Eltern-
beiräte auf Schul-, Bezirks- und Landesebene als Gemeinschaf-
ten die Vertretung sind. Die Wahl einer Vorsitzenden oder eines
Vorsitzenden entbindet die einzelnen Mitglieder des Gremiums
nicht von der Verpflichtung zu persönlichem Engagement.
Über Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung nach einer vertrauli-
chen Behandlung bedürfen, haben die VertreterInnen der Eltern
auch nach Beendigung ihrer Amtszeit Verschwiegenheit zu be-
wahren. Dies gilt insbesondere für personenbezogene Daten und
Vorgänge (§ 49 Abs. 6  SchulG). Darüber hinaus können die Klas-
senelternversammlung und der SEB beschließen, dass Beratungs-
gegenstände vertraulich zu behandeln sind.

Gewählt - was nun?
Eine kleine Gebrauchsanleitung für Elternvertreterinnen und Elternvertreter vom Landes-
elternbeirat Rheinland-Pfalz

Wie werde ich gewählt?
Klassenelternversammlung (§ 39 SchulG)
Innerhalb von vier Wochen nach Unterrichtsbeginn wählt die
Klassenelternversammlung (KEV) aus ihrer Mitte (nach einer Ken-
nenlern- und Vorstellungsrunde, bzw. im Anschluss an den Be-
richt des bisherigen Amtsinhabers) eine Klassenelternspreche-
rin oder einen Klassenelternsprecher und dessen StellvertreterIn
und zwar in zwei getrennten Wahlgängen. Die KEV ist be-
schlussfähig, wenn mindestens fünf wahlberechtigte Eltern an-
wesend sind. Vor der Wahl stimmt die Versammlung darüber
ab, ob die Amtszeit ein oder zwei Jahre betragen soll. Die Ab-
stimmungen erfolgen nur dann offen, d.h. durch Handzeichen,
wenn keiner der Wahlberechtigten geheime Abstimmung
wünscht. Gewählt ist, wer die meisten gültigen Stimmen erhal-
ten hat. Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter (WahlleiterIn)
teilt allen Wahlberechtigten Namen und Anschrift der Gewähl-
ten mit. Eltern haben bei allen Abstimmungen in der Klassenel-
ternversammlung für jedes Kind zwei Stimmen. Ist nur ein El-
ternteil vorhanden oder anwesend, stehen ihm beide Stimmen
zu. VertreterInnen von Heimen oder Internaten, die mit der Er-
ziehung und Pflege mehrerer Kinder in der Klasse beauftragt sind,
können in der KEV nicht mehr als vier Stimmen führen
(§ 39 Abs. 4 Satz 1 bis 3 SchulG).
Die Abwahl einer Elternsprecherin oder eines Elternsprechers ist
zulässig (§ 49 Abs. 3 SchulG).
Die Klassenelternsprecherin oder der Klassenelternsprecher ist
die Vertretung aller Eltern einer Klasse. Sie oder er vertritt die
Klassenelternversammlung gegenüber der Klassenleiterin oder
dem Klassenleiter, den weiteren LehrerInnen der Klasse und der
Schulleiterin oder dem Schulleiter (§ 39 Abs. 3 SchulG).

Elternabende - Sitzungen der KEV
Die Klassenelternsprecherin oder der Klassenelternsprecher lädt
nach Bedarf zu den Sitzungen der KEV (Elternabend) ein und
leitet sie. Außer der Wahlversammlung ist mindestens eine Sit-
zung im Schuljahr vorgeschrieben. Auf Antrag der Klassenleite-
rin oder des Klassenleiters oder auf Antrag von mindestens fünf
Mitgliedern der KEV ist innerhalb von drei Wochen eine Sitzung
anzuberaumen. Bei kleinen Klassen von bis zu zwölf Schülern ist
ein solcher Antrag von mindestens drei Eltern zu stellen.
Das heißt in der Praxis: die Klassenelternsprecherin oder der Klas-
senelternsprecher spricht einen Termin und den Sitzungsort mit
der Klassenleiterin oder dem Klassenleiter ab (aber nicht notwen-
digerweise den geplanten Inhalt) und fragt, welche Themen der
Lehrkräfte in die Tagesordnung aufzunehmen sind. Die Tages-
ordnungspunkte der KEV sollen jeweils die ganze Klasse und
nicht einzelne SchülerInnen betreffen. Dann schreibt sie oder er
eine Einladung, vielleicht mit Empfangsbestätigung, gibt sie an
die Schule, wo sie vervielfältigt und von der Klassenleiterin oder
dem Klassenleiter an die Kinder verteilt wird. Die Einladungs-
frist beträgt zwei Wochen (vom Austeilen an gerechnet). Wenn
es aber eilig ist, kann auch mündlich und ohne Frist eingeladen
werden.
Sitzungsort ist grundsätzlich die Schule, die KEV kann aber auch
andere Orte bestimmen.



An den Sitzungen der KEV nimmt grundsätzlich die Klassenlei-
terin oder der Klassenleiter teil. Die Schulleiterin oder der Schul-
leiter, die Schulelternsprecherin oder der Schulelternsprecher und
die übrigen Lehrer der Klasse können teilnehmen.
In besonderen Fällen kann eine KEV auch ohne VertreterInnen
der Schule stattfinden (§ 49 Abs. 5 SchulG). Der Termin der Sit-
zung muss aber auch dann allen oben Genannten mitgeteilt wer-
den.
Lehrkräfte der Klasse, die eingeladen werden, haben teilzuneh-
men (§ 39 Abs. 5 SchulG). Deshalb ist anzuraten, FachlehrerIn-
nen nur bei konkreten Anliegen und nach Absprache zu bestimm-
ten TOP´s ausdrücklich einzuladen. Eine empfehlenswerte
Möglichkeit, die im Alltag den Belangen der Beteiligten fast im-
mer gerecht wird, ist es, der Schulleiterin oder dem Schulleiter,
der Schulelternsprecherin oder dem Schulelternsprecher und al-
len LehrerInnen der Klasse eine Einladung zur Kenntnisnahme
zustellen zu lassen. So kann jeder, der ein Anliegen an die Eltern
der Klasse hat, die Gelegenheit dieses Elternabends nützen, aber
niemand wird ohne Notwendigkeit zeitlich beansprucht.
Neben diesen, unmittelbar mit der Schule verbundenen Perso-
nen, kann die Elternsprecherin oder der Elternsprecher auch
Gäste, z.B. ReferentInnen zu besonderen Themen, einladen. Die
Zustimmung oder eine förmliche Genehmigung von Klassen-
oder SchulleiterIn sind dafür nicht erforderlich.
Für eine angenehme, offene Gesprächsatmosphäre ist es wichtig,
eine Sitzordnung vorzubereiten, bei der sich die Gesprächspart-
nerInnen ansehen können, d.h. eine kreis- oder hufeisenförmige
bzw. viereckige Anordnung der Stühle.
Die Klassenelternsprecherin oder der Klassenelternsprecher (KES)
leitet die Sitzungen. Sie/er eröffnet die Sitzung und bestellt ggf.
eine Protokollführerin oder einen Protokollführer (dies kann je
nach Thema sinnvoll sein). Sie/er lässt eine Anwesenheitsliste
umlaufen, begrüßt Mitglieder und Gäste und stellt die Be-
schlussfähigkeit fest. Sie ist bei Anwesenheit von mindestens fünf
- bei Klassen von bis zu zwölf SchülerInnen mindestens drei -
Stimmberechtigten gegeben. Dann lässt der KES über die in der
Einladung vorgeschlagene Tagesordnung beschließen, bzw. än-
dert oder ergänzt sie auf Wunsch der Mitglieder (Mehrheitsbe-
schluss). Sie/er ruft die einzelnen Punkte der Tagesordnung auf,
erteilt den TeilnehmerInnen das Wort. Um die Reihenfolge der
Wortmeldungen zu überblicken, sollte hier z.B. die Stellvertrete-
rin oder der Stellvertreter Hilfestellung leisten. Abstimmungen
erfolgen jeweils offen, d.h. durch Handzeichen, sofern nicht ge-
heime Abstimmung mehrheitlich beschlossen wird (§ 49 Abs. 2
Satz 2 SchulG) - geheime Abstimmung erfolgt durch Stimmzet-
tel. Beschlüsse sollten immer schriftlich festgehalten werden und
allen Eltern der Klasse, auch den nicht anwesenden, mitgeteilt
werden. Wenn alle Punkte der Tagesordnung abgehandelt sind,
fasst die/der KES die Ergebnisse kurz zusammen und schließt
die Versammlung oder leitet vielleicht zum gemütlichen Teil über.

Klassenkonferenz
Die Klassenelternversammlung kann die Einberufung der Klas-
senkonferenz (alle LehrerInnen der Klasse) verlangen (§ 27 Abs.
7 SchulG). Falls die KEV von dieser Möglichkeit Gebrauch ma-
chen möchte, muss das konkrete Anliegen an die Klassenkonfe-
renz durch Vorlage einer Tagesordnung formuliert werden. KEV
und Klassenkonferenz stimmen sich ab, in welcher Weise der von
den Eltern gewünschte Tagesordnungspunkt vorgetragen und
behandelt wird. Es ist ratsam abzuwägen, ob nicht der zur Klä-
rung einer Frage erforderliche Personenkreis verpflichtend ge-
mäß § 39 Abs. 5 SchulG zu einem Elternabend eingeladen wer-
den kann, oder ein Gespräch in kleinerer Runde (z.B. KES,
StellvertreterInnen und betroffene LehrerInnen) einen möglichen
Lösungsweg darstellt.

Sofern in der Klasse ein Problem auftritt, sollten Sie immer über-
legen, ob nicht zunächst ein Gespräch im kleineren Kreis ange-
zeigt wäre. Dieser Kreis kann u.U. um SchulelternsprecherIn,
betroffene Eltern/SchülerInnen, KlassenleiterInnen, SchulleiterIn
bzw. SchulrätIn erweitert werden. Selbst wenn solche Runden
etwas größer werden, haben sie nicht den möglicherweise schäd-
lichen „Tribunal-Charakter“, den im Konfliktfall eine offizielle
Sitzung der KEV haben kann. Wer etwas verändern will, darf
sein Gegenüber keinesfalls bloßstellen. Gesichtsverluste müssen
vermieden werden und Kritik darf nicht zur Anklage ausarten.
Es kommt vor, dass KlassenelternsprecherInnen von einzelnen
Eltern aufgefordert werden, sich für ihre Interessen einzusetzen,
sich aber dann von diesen oder von der KEV im Stich gelassen
fühlen, wenn sie die geforderten Schritte in die Wege geleitet
haben. Informieren Sie sich also genau über Sachverhalte und
Umstände, sowie über die Sichtweise aller Betroffenen. Sie soll-
ten selbst überzeugt sein von dem, was Sie tun. Deshalb kann es
vorkommen, dass Sie als KES einmal nicht die Meinung von
manchen Miteltern teilen. ElternvertreterInnen sollen dazu bei-
tragen, bestmögliche Lösungen im Interesse der ganzen Klasse
herbeizuführen und nicht in erster Linie den Willen einzelner
Eltern durchzusetzen.

Weitere Aufgaben der KEV
An Schulen mit mehr als acht Klassen wählt die KEV im An-
schluss an die Wahl der Klassenelternsprecherin oder des Klas-
senelternsprechers und dessen StellvertreterIn in einem Wahl-
gang zwei weitere WahlvertreterInnen (§ 7 Schulwahlordnung -
SchulWO). Für die Wahl des Schulelternbeirates (SEB) stellt jede
Klasse also vier WahlvertreterInnen: den KES, dessen Stellver-
treterIn und zwei weitere WahlvertreterInnen. Diese haben kei-
ne StellvertreterInnen. Der SEB-Wahltermin sollte deshalb am
Wahlabend der KEV schon bekannt sein, so dass sich keiner wäh-
len lässt, der bei der SEB-Wahl verhindert ist. Diese Wahlvertre-
terInnen (die aktiv Wahlberechtigten) wählen den SEB aus der
Mitte aller (passiv) Wahlberechtigten, das sind die Eltern der
minderjährigen SchülerInnen einer Schule (§ 9 SchulWO); für den
SEB wählbar sind also nicht nur die WahlvertreterInnen. Die SEB-
Wahl findet alle zwei Jahre innerhalb von acht Wochen nach
Unterrichtsbeginn statt.

Schulelternbeirat (SEB)
SchulelternsprecherIn (§ 40 SchulG)
Für je 50 minderjährige SchülerInnen einer Schule werden ein
Mitglied und eine Stellvertretin oder ein Stellvertreter, minde-
stens aber drei und höchstens 20 Mitglieder und ebenso viele Stell-
vertreterInnen gewählt. Die Amtszeit des SEB beginnt mit der
Wahl, beträgt zwei Jahre und endet mit der Wahl des neuen SEB.
Aktiv wahlberechtigt sind bei Schulen bis einschließlich acht Klas-
sen alle Eltern (Urwahl), bei größeren Schulen je vier Wahlver-
treterInnen pro Klasse und zwar der KES, seine Stellvertreterin
oder sein Stellvertreter und zwei weitere WahlvertreterInnen
(SchulWO). Wählbar sind alle Eltern, die ein minderjähriges Kind
an der Schule haben.
Gehört an einer Schule mit einem Ausländeranteil von minde-
stens 10% keine Vertreterin oder kein Vertreter der Eltern der
ausländischen SchülerInnen dem SEB an, so können diese Eltern
eine zusätzliche Elternvertreterin oder einen zusätzlichen Eltern-
vertreter für die ausländischen SchülerInnen wählen. Diese oder
dieser gehört dem SEB mit beratender Stimme an.
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Der Schulelternbeirat hat die Aufgabe, die Erziehungs- und Un-
terrichtsarbeit der Schule zu fördern und mitzugestalten. Der
Schulelternbeirat soll die Schule beraten, ihr Anregungen geben
und Vorschläge unterbreiten (§ 40 Abs. 1 SchulG).
Dies bedeutet, dass in der Schule eine Reihe von Entscheidungen
nicht getroffen werden können, ohne dass der SEB darüber in-
formiert und ihm Gelegenheit gegeben wurde, sich zu äußern,
bzw. der SEB seine Zustimmung gegeben hat. Bei der Fülle von
Aufgaben und Möglichkeiten ist es ratsam einzelne Ausschüsse
zu bilden. Sprechen Sie sich also mit Ihren MitstreiterInnen ab,
verteilen Sie die Arbeit.
Für die Dauer seiner zweijährigen Amtszeit wählt der SEB aus
seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Diese Wahl findet - je
nach Entscheidung der SEB-Mitglieder - entweder noch am Wahl-
abend unmittelbar nach der Wahl des SEB statt, oder innerhalb
von zehn Wochen nach Unterrichtsbeginn in einer konstituieren-
den Sitzung, zu der die Schulleiterin oder der Schulleiter einlädt.
Im Anschluss an die Wahl der Schulelternsprecherin oder des
Schulelternsprechers und seiner Stellvertreterin oder seines Stell-
vertreters, sind - aus der Mitte der Eltern der Schule - die Eltern-
vertreterInnen für den Schulausschuss und den Schulbuchaus-
schuss zu wählen. Die Anzahl der ElternvertreterInnen im
Schulausschuss(ein bis drei VertreterInnen) hängt von der Grö-
ße der Schule ab. Die Schulelternsprecherin oder der Schuleltern-
sprecher ist kraft Amtes Mitglied im Schulausschuss, die weite-
ren VertreterInnen der Eltern und alle StellvertreterInnen werden
in einem Wahlgang gewählt.
Für den Schulbuchausschuss werden drei Mitglieder und drei
StellvertreterInnen in einem Wahlgang gewählt.

Sitzungen des SEB
Die Schulelternsprecherin oder der Schulelternsprecher lädt nach
Bedarf zu den Sitzungen des SEB ein. Im Schuljahr finden min-
destens zwei Sitzungen statt. Auf Antrag der Schulleiterin oder
des Schulleiters oder eines Drittels der Mitglieder des SEB ist in-
nerhalb von drei Wochen eine Sitzung anzuberaumen. Sitzungs-
ort ist die Schule, wenn nicht der SEB einen anderen Ort bestimmt.
Die Schulelternsprecherin oder der Schulelternsprecher stimmt
einen Termin und den Sitzungsort - aber nicht notwendigerwei-
se die geplanten Themen - mit der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter ab und fügt dessen Beiträge in die Tagesordnung ein. In
jeder Tagesordnung sollte es eine Reihe feststehender, immer wie-
derkehrender Punkte geben wie Begrüßung, Feststellung der Be-
schlussfähigkeit, Beschluss über die Tagesordnung, Genehmi-
gung des letzten Protokolls, Berichte zum Stand früher
besprochener bzw. beschlossener Punkte, Berichte der Mitglie-
der des Schulausschusses über Konferenzteilnahme, Berichte aus
weiteren SEB-Ausschüssen, Verschiedenes etc.
Dann schreibt die Schulelternsprecherin oder der Schulelternspre-
cher eine Einladung mit der geplanten Tagesordnung, gibt sie in
der Schule ab, wo sie vervielfältigt und (i.d.R. von den Klassen-
leiterInnen an die Kinder der SEB-Mitglieder) verteilt wird. Die
Einladungsfrist beträgt zwei Wochen von der Verteilung an, kann
in dringenden Fällen aber entfallen. Ein Mitglied, das zum Sit-
zungstermin verhindert ist, ist verpflichtet selbst dafür zu sor-
gen, dass eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter an der Sit-
zung teilnimmt. Im Vertretungsfall werden die StellvertreterInnen
in der Reihenfolge ihrer Wahl eingeladen.
Grundsätzlich nimmt an den Sitzungen des SEB die Schulleiterin
oder der Schulleiter teil. In besonderen Fällen kann der SEB auch
ohne die Schulleiterin oder den Schulleiter tagen (§ 49 Abs. 5
SchulG).

In jeder Sitzung des SEB wird ein Protokoll angefertigt, welches
die Beschlüsse sowie wichtige Informationen für Miteltern ent-
halten soll. Entweder wählt der SEB dazu eine ständige Schrift-
führerin oder einen ständigen Schriftführer oder die Mitglieder
erledigen diese Arbeit reihum. Damit die Eltern der Schule wis-
sen, woran der SEB arbeitet, empfiehlt es sich, allen SEB-Stellver-
treterInnen und den KlassenelternsprecherInnen diese Sitzungs-
protokolle oder Teile davon, soweit nicht vertraulich, zuzustellen.
Auch in diesem Fall muss die Schule die Vervielfältigung und
Verteilung übernehmen.
Die Schulelternsprecherin oder der Schulelternsprecher kann zu
den Sitzungen Gäste einladen. Es bedarf dazu keiner Genehmi-
gung durch die Schulleiterin oder den Schulleiter. Gäste können
z.B. ReferentInnen zu bestimmten Themen sein, aber auch Schü-
lervertreterInnen, VertreterInnen des Lehrerkollegiums, der
Schulaufsichtsbehörde oder anderer Elterngremien wie Eltern-
vertreterInnen benachbarter Schulen und VertreterInnen von
Regional- oder Landeselternbeirat.
Die Mitglieder des SEB bekleiden ein öffentliches Ehrenamt. Sie
sind damit in Ausübung ihrer Tätigkeit gegen Körperschäden
unfallversichert und haben Anspruch auf Freistellung von der
Arbeit. Der Schulträger muss für die Sachkosten des SEB auf-
kommen. In welcher Form dies geschieht, müssen Sie bei Ihrem
Schulträger erfragen. Kopien im Zusammenhang mit der SEB-
Arbeit können Sie in der Schule machen, Post des SEB können
Sie über die Schule versenden, Telefongespräche von der Schule
aus führen, etc. Post an den SEB muss die Schule ungeöffnet aus-
händigen. Es empfiehlt sich einen SEB-Briefkasten einzurichten,
über den auch die weiteren Eltern der Schule ihre Anliegen an
den SEB richten können.

Formen der Mitwirkung des SEB
Das Schulgesetz sieht drei Formen der Mitwirkung des SEB
vor: Anhören - Benehmen - EinvernehmenAnhören - Benehmen - EinvernehmenAnhören - Benehmen - EinvernehmenAnhören - Benehmen - EinvernehmenAnhören - Benehmen - Einvernehmen.
Anhören (§ 40 Abs. 4 SchulG) bedeutet, dass der SEB von der
Schulleiterin oder vom Schulleiter zu bestimmten Themen infor-
miert werden muss und sich dazu äußern kann, aber eine even-
tuelle Gegenposition keine Auswirkung haben muss. Eine Reihe
schulischer Entscheidungen bedürfen des Benehmens mit dem
SEB (§ 40 Abs. 5 SchulG). Das ist ein qualifiziertes Anhören mit
anschließender Erörterung der Pro- und Contraargumente. Der
Zustimmung des SEB bedürfen die unter § 40 Abs. 6 SchulG auf-
gezählten Einzeltatbestände; sie können gegen das Votum des
SEB nicht ohne weiteres umgesetzt werden. Wird Einvernehmen
nicht erreicht, so kann die Schulleiterin oder der Schulleiter oder
der SEB die Entscheidung des Schulausschusses herbeiführen.
Die Rechte der Schulaufsicht bleiben unberührt.
Lesen Sie dies im Gesetz unbedingt nach, denn hier tragen Sie
Verantwortung. Bei Unklarheiten fragen Sie nach. Sie sind schließ-
lich keine Schulverwaltungsfachleute und können daher erwar-
ten, dass Sie detaillierte und für Nichtfachleute verständliche Er-
klärungen erhalten, wenn von Ihrer Zustimmung wesentliche
schulische Entscheidungen abhängen. Meistens sind mehrere Lö-
sungen vorstellbar. Fragen Sie im konkreten Fall nach Alternati-
ven, bestehen Sie auf eine angemessene Beratungsfrist und las-
sen Sie sich nicht zur Abstimmung drängen!
Soweit die Schule Grundsätze für bestimmte Bereiche aufstellt,
z. B. Grundsätze für die Durchführung außerunterrichtlicher
schulischer Veranstaltungen oder Grundsätze für die Durchfüh-
rung von Schulfahrten) muss der SEB hierzu sein Benehmen er-
klären oder zustimmen. Näheres ergibt sich aus § 40 Abs. 5 Nr. 6,
7, 8 und 9 sowie Abs. 6 Nr. 2, 3, 4 und 5 SchulG. Die Vorstellun-
gen der Elternvertretung und der Schule müssen also auch hier
aufeinander abgestimmt werden.



Darüber hinaus sollte sich der SEB in jedem Fall mit einer Reihe
von Standard-Themen befassen, damit er in diesen Bereichen auf
dem neuesten Stand der Dinge ist und seine Aufgabe, die Erzie-
hungs- und Unterrichtsarbeit der Schule zu fördern und mitzu-
gestalten, erfüllen kann. Dazu gehören u.a folgende Fragestel-
lungen:. Wie viele Anmeldungen hat die Schule? Wie viele Klassen
werden gebildet und nach welchen Kriterien erfolgt die Klassen-
bildung? Werden im laufenden Betrieb Zusammenlegungen oder
Neubildungen von Klassen erforderlich? Werden diese Änderun-
gen schülergerecht durchgeführt? Wie viele Lehrerstunden ste-
hen der Schule rechnerisch zu, wie viele erhält sie tatsächlich? Ist
die Stundentafel erfüllt? Wie werden Überschüsse oder Mangel
verteilt? Wie wird die Vergleichbarkeit von Leistungsanforde-
rungen innerhalb einer Jahrgangsstufe sichergestellt? - Zu die-
sen Fragen ist die Schulleiterin oder der Schulleiter dem SEB zur
Auskunft verpflichtet.

Viele weitere Bereiche, mit denen sich der SEB gemäß seinem
gesetzlichen Auftrag beschäftigen muss, stehen in § 40 SchulG.
Lesen Sie dort unbedingt nach!
Die Schulleitung ist verpflichtet, dem SEB die wichtigsten Geset-
zes- und Verordnungstexte zur Verfügung zu stellen. Dazu ge-
hören unbedingt das Schulgesetz, die Schulordnung, die Dienst-
ordnung, die Konferenzordnung und die Schulwahlordnung.
Darüber hinaus sollte der SEB jeweils über neue Erlasse und Ver-
fügungen informiert werden. Diese Informationen sollte der SEB
dann an die übrigen ElternvertreterInnen weitergeben.
Die SEB-Mitglieder von Gymnasien und Gesamtschulen können
an den mündlichen Abiturprüfungen teilnehmen, sofern die Prüf-
linge zustimmen. Die Beratungen über die Noten - wie auch Zeug-
nis- und Versetzungskonferenzen -, finden immer ohne Eltern-
vertreterInnen statt. Die Verschwiegenheit muss gegenüber der
Schulleiterin oder dem Schulleiter schriftlich erklärt werden
(§§ 5, 6 AbiPrO).

Schulausschuss (§ 48 SchulG)
Der Schulausschuss besteht aus SchülerInnen, Eltern und Lehre-
rInnen. Je nach Schulgröße gehören ihm ein bis drei VertreterIn-
nen aus jeder Gruppe an. VorsitzendeR mit beratender Stimme
ist die Schulleiterin oder der Schulleiter. SEB-SprecherIn und
SchülersprecherIn sind kraft Amtes Mitglieder, die übrigen wer-
den jeweils von ihren Gruppen, der Klassensprecherversamm-
lung, dem SEB und der Gesamtkonferenz gewählt.
Der Schulausschuss muss angehört werden, wenn die Schule er-
weitert oder geschlossen wird bzw. nur eingeschränkt ihren Be-
trieb weiterführen soll, bei Namensänderungen der Schule, bei
der Einbeziehung der Schule in Schulversuche, bei der Andro-
hung des Ausschlusses oder beim Ausschluss einer Schülerin oder
eines Schülers sowie bei Widerspruch gegen Entscheidungen der
Schule auf Antrag des Widerspruchführers.
Im Benehmen mit dem Schulausschuss ist die Schulleiterin oder
der Schulleiter zu bestellen. Hierbei erhöht sich die Zahl der Leh-
rervertreterInnen auf das Doppelte (erweiterter Schulausschuss),
es sei denn, es besteht bereits Parität zwischen LehrerInnen und
allen anderen Mitgliedern des Schulausschusses, wie etwa bei
Grundschulen.
Die Hausordnung der Schule ist im Einvernehmen mit dem
Schulausschuss aufzustellen.
Eine weitere wichtige Aufgabe für die elterlichen Mitglieder im
Schulausschuss ist die Teilnahme - mit beratender Stimme - an
allen Arten von Lehrerkonferenzen, mit Ausnahme von Zeug

nis- und Versetzungskonferenzen (§ 27 Abs. 4 SchulG). Wichtig
ist auch die Schlichtungskompetenz des Schulausschusses nach
§ 48 Abs. 2 Satz 6 SchulG.

Schulträgerausschuss (§ 90 SchulG)
Während das Land für die LehrerInnen und die pädagogischen
und technischen Fachkräfte und deren Bezahlung zuständig ist,
fallen alle übrigen Bereiche der Schule, insbesondere Gebäude
und Ausstattung, in die Zuständigkeit des Schulträgers
(§ 76 SchulG). Das kann, je nach Schulart, die Gemeinde, Ver-
bandsgemeinde, der Kreis oder die kreisfreie Stadt sein. Dort gibt
es jeweils Schulträgerausschüsse, die die Belange der Schulen be-
raten und darüber beschließen. Den Schulträgerausschüssen sol-
len immer auch VertreterInnen der Eltern angehören. Stellen Sie
fest, wer dort für Ihre Schule tätig ist, damit Sie ggf. Ihre Anlie-
gen dort vortragen können.

Schulaufsicht (§ 96 SchulG)
Fragen Sie in Ihrer Schule nach der für Sie zuständigen Schulauf-
sichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamten bei der ADD. Sie oder
er ist nicht nur im Konfliktfall eine Ansprechpartnerin oder ein
Ansprechpartner.

Regionalelternbeirat (§§ 43, 44 SchulG)
Der Regionalelternbeirat (REB) vertritt die Eltern des Regierungs-
bezirks gegenüber den Schulen, der Schulverwaltung und der
Öffentlichkeit. Er unterstützt und koordiniert die Arbeit der Schul-
elternbeiräte. Ermöglichen Sie deshalb einen regen Informations-
austausch. Berichten Sie Ihren REB-Mitgliedern von Ihrer Arbeit
vor Ort, fragen Sie diese, wenn Sie Rat, Informationen oder Un-
terstützung suchen. Es gibt in jedem der drei Schulaufsichtsbe-
reiche der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) Trier
und der Außenstellen Koblenz und Neustadt einen eigenen Re-
gionalelternbeirat.

Landeselternbeirat (§§ 45, 46 SchulG)
Der Landeselternbeirat (LEB) vertritt die Eltern des Landes in
schulischen Fragen von allgemeiner Bedeutung gegenüber den
Schulen, der Schulverwaltung und der Öffentlichkeit. Er berät
das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend (MBFJ) in
grundsätzlichen Fragen, die für das Schulwesen von allgemeiner
Bedeutung sind. VertreterInnen aller Schularten aus allen drei
Regierungsbezirken arbeiten im LEB zusammen und nehmen die
Mitwirkungsrechte der Eltern wahr. Der LEB informiert die Schul-
elternbeiratsmitglieder aller Schulen des Landes regelmäßig über
sein Mitteilungsblatt „Elternarbeit in Rheinland-Pfalz“, das ko-
stenlos an alle Schulen ausgeliefert wird. Fragen Sie Ihre Schul-
leiterin oder Ihren Schulleiter danach. Im Internet finden Sie den
LEB unter http://leb.bildung.rp.de.

Bundeselternrat
Der Bundeselternrat ist die Arbeitsgemeinschaft der Landesel-
ternvertretungen der 16 Bundesländer. Er vertritt die Eltern auf
Bundesebene z.B. gegenüber der Kultusministerkonferenz und
den Bundesministerien. Er fördert den Informations- und Erfah-
rungsaustausch zwischen den Mitgliedsverbänden.

Dieter Dornbusch
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Wo der Schuh drückt .....
Antworten auf häufig gestellte Fragen

WAS ICH NOCH ZU SAGEN HÄTTE….

Leserinnen und Leser haben  das Wort!

Immer wieder erreichen den Landeseltern-
beirat Zuschriften, in welchen berechtigte
Anliegen oder Nachfragen im Hinblick auf
schulische – meist örtlich bedingte – Situa-
tionen oder Vorkommnisse formuliert wer-
den. Leider endet so manche Zuschrift mit
Sätzen wie „ ... bitte ich jedoch, meinen Namen
nicht zu nennen, da ich befürchte, dass dies sich
für meinen Sohn nicht positiv auswirken wür-
de... „ (wörtlich zitiert aus einem Elternschrei-
ben vom August dieses Jahres).

Wenn es sich dabei um Schreiben denunzia-
torischen Inhalts handeln würde, könnte
man den Wunsch der Schreiberin oder des
Schreibers nach Anonymität ja noch gut ver-
stehen. Es handelt sich aber in aller Regel
um berechtigte oder zumindest gut nachvoll-
ziehbare Anliegen.  Da kann die Erhöhung
des Kopiergeldes angesprochen sein, es kann
sich um überhöhte  oder zu hoch erschei-
nende Zusatzkosten für Schulmaterialien
drehen, da sollen plötzlich von den Eltern
Personalkosten für Toilettenaufsichten (!)
übernommen werden, oder es handelt sich
um die Beschreibung von Irritationen in der
Beziehung zwischen Schule und Elternhaus.
Alles Dinge, über die man offen reden könn-
te, sollte man annehmen.

Selbstverständlich respektiert der LEB den
Wunsch nach Anonymität, wenn er sich der
Sache annimmt. Gleichzeitig wird aber doch

die Frage aufgeworfen, warum verhältnis-
mäßig häufig die Befürchtung geäußert
wird, dass namentlich zuzuordnende Eltern-
beschwerden zu Benachteiligungen für die
eigenen Kinder führen könnten. Schon al-
leine die Befürchtung weist darauf hin, dass
es in der Beziehung zwischen Schule und
Elternhaus zumindest knirscht, wenn nicht
gar bereits kracht.

Der LEB geht grundsätzlich davon aus, dass
es in einer demokratisch geordneten Schule
nicht vorkommen kann, dass berechtigte
Anliegen in benachteiligendes Handeln
durch die Schule einem Kinde oder einem
Jugendlichen gegenüber münden kann. Al-
les andere hieße doch, dass die Kinder so-
zusagen das Faustpfand der Schule gegen-
über als aufmüpfig empfundenen Eltern sein
könnten. – Und dieser Gedanke ist schwer
erträglich.

Wenn konkrete Fälle dieser Art bekannt sein
sollten, dann allerdings wäre der LEB sehr
daran interessiert, informiert zu werden, um
sofort im Zusammenspiel mit der Schullei-
tung und der Schulaufsicht der Angelgen-
heit auf den Grund zu gehen.
Den Schulelternbeiräten wird empfohlen,
diese Thematik gegebenenfalles unverzüg-
lich auf die Tagesordnung zu setzen.

Dr. Klaus Neulinger

Zum Thema „Schuluniform“ erreichte uns fol-
gende Zuschrift:

Ich gehöre zu denen, die Schuluniformen gut
fänden.
Zum einen hätte diese unselige Orientierung
an Kleidungsmarken, die gerade „in“ sind,
ein Ende. Zum anderen wäre die Diskussi-
on, „was ziehe ich zur Schule an“, ein für
allemal beendet, Millionen Eltern, vor allem
Mütter, wären heilfroh.
Aber auch aus anderen Motiven spricht viel
für Uniformen:
Nicht nur, dass alle gleich aussehen und
damit soziale und andere Unterschiede we-
niger sichtbar würden. Auch, dass man sich
zugehörig fühlt, alle tragen die Uniform „ih-
rer“ Schule, gehören somit dazu und zusam-
men.
Das Argument der Kostenfrage kann ich so
nicht nachvollziehen: Abgesehen davon,
dass man auch auf die Idee kommen könn-
te, dass der Staat die Kleidung (mit-)finan-
ziert, ist es ja so, dass durch das Tragen der
Schuluniform weniger andere Kleidung be-
nötigt wird.
Ziel (auch der Erziehung) müsste sein, dass
die Schülerinnen und Schüler stolz sind, ihre
Uniform zu tragen, weil sie zu ihnen und zu
ihrem Schulalltag gehört.
Warum müssen wir wieder einmal schlauer
und vermeintlich freier sein als das Ausland?
In vielen Ländern sind Schuluniformen gang
und gäbe und haben sich bewährt. Ich sehe
überhaupt keinen Grund, warum dies nicht
auch bei uns funktionieren sollte.
Gregor Schürer, Bad Neuenahr

Kinder von ALG II-Empfängerinnen und -Empfängern haben nach
§ 23 Abs. 3 Nr. 3 SGB II einen Anspruch auf einen Zuschuss zu den
Kosten ihrer mehrtägigen Klassenfahrt im Rahmen der schulrechtli-
chen Bestimmungen.
Ein Anspruch auf die volle Übernahme der Kosten besteht allerdings
nicht. Vielmehr ist die Festlegung einer Obergrenze für entsprechende
Zuschüsse zulässig, wie das Sozialgericht Aachen entschied (AZ: S 8
A5 39/05).
Der Zuschuss muss schriftlich beantragt und der zuständigen Sach-
bearbeiterin oder dem zuständigen Sachbearbeiter des Jobcenters für
Arbeitsmarktintegration übersandt werden. Welche Sachbearbeiter
zuständig sind, ist u. a. abhängig von Wohnort und Alter der Emp-
fänger; die Leistungsempfänger sind aber über ihre zuständigen An-
sprechpartner informiert.

Der Antrag muss folgende Angaben enthalten:
• Gesamtkosten
• Fahrtdauer
• Bankverbindung der Schule oder einer Lehrkraft (Zuschuss wird

nicht den Eltern überwiesen)
•Angabe, wie viele Schülerinnen und Schüler in der Klasse sind

und wie viele davon mitfahren
Die letzte Voraussetzung erklärt sich aus den Richtlinien zum SGB
II, die zu Zuschüssen für Klassenfahrten folgendes bestimmen:
„Mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen
Bestimmungen
Die Kosten einer Klassenfahrt werden übernommen, wenn

••••• Die Veranstaltung nach den schulrechtlichen Bestimmungen
durchgeführt wird,

••••• mindestens 90 % der Schüler der betreffenden Klassen teil-
nehmen,

••••• die Kosten angemessen sind.
Gleiches gilt für eine Klassenfahrt bei Unterbringung in einem
Schullandheim.

Fortsetzung auf Seite 12

Zuschüsse zu Klassenfahrten für Kinder von ALG II-Empfängerinnen und –Empfängern



Von der Öffentlichkeit so gut wie unbemerkt
hat sich im Juli 2006 der Landesjugendhilfe-
ausschuss (LJHA) neu konstituiert.
Der LJHA ist das wesentliche Organ des
Landesjugendamtes, denn  er beschließt über
alle dem Landesjugendamt obliegenden
Angelegenheiten.
Insbesondere entscheidet er

• über die dem Landesjugendamt bereit-
gestellten Mittel,

• über die Anerkennung von Trägern der
freien Jugendhilfe,

• über die Anhörung von Sachverständi-
gen, Betroffenen und Trägern der Ju-
gendhilfe sowie

• über das Verfahren zur Behandlung der
Eingaben junger Menschen,

um nur einige wesentliche Entscheidungs-
felder von vielen zu nennen.

Das bedeutet, der LJHA hat Einfluss, ja ge-
radezu Macht auf dem Gebiet der Jugend-
hilfe.  Der LJHA ist quasi der Muskel, der
den Arm des Landesjugendamtes tätig wer-
den lässt oder eben auch nicht, wo es um
die Erfüllung der Aufgaben öffentlicher Ju-
gendhilfe geht.

Wenn es also beispielsweise in der Satzung
des Landesjugendamtes heißt, „Das Lan-
desjugendamt vertritt (...) die Interessen
von Kindern und Jugendlichen und setzt
sich im Besonderen für die Schaffung und
Erhaltung kinder- und familienfreundli-
cher Lebensbedingungen ein“, dann ist die
Umsetzung dieser hehren Aufgabenzuwei-
sung direkt abhängig von entsprechenden
Beschlusslagen im Landesjugendhilfeaus-
schuss.

Es ist also nicht zuletzt für die Eltern von
Kindern, die der Unterstützung, der Hilfe

Elternzeitung aktuell

Die Gestaltung von Jugendhilfe
findet ohne Eltern statt
Wer hat was zu sagen im mächtigen Landesjugendhilfeausschuss?

und der Förderung durch die Organe der
öffentlichen Jugendhilfe bedürfen, von au-
ßerordentlichem Interesse, wie sich das Gre-
mium des LJHA als Organ unmittelbarer
Ausübung von Entscheidungsmacht, zu-
sammensetzt. – Und da reibt man sich dann
doch die Augen.

Es gibt ein Dreiklassensystem der
Mitgliedschaft im
Landesjugendhilfeausschuss.

• Die Mitglieder erster Klasse sind „stimm-
berechtigte Mitglieder“. Sie werden zum
Teil vom Landtag gewählt, zum Teil
vom Sozialministerium  berufen. Sie
dürfen alles: Sie können in Fachaus-
schüssen mitarbeiten, sie können den
Vorsitzenden oder die Vorsitzende samt
Stellvertretung wählen, und sie dürfen
Beschlüsse fassen und Entscheidungen
treffen.

• Die Mitglieder zweiter Klasse sind die
„nicht stimmberechtigten Mitglieder“.
Sie werden im Wesentlichen von den
Kirchen, vom Landesarbeitsamt, vom
Justizministerium, vom Innenministeri-
um, vom Ministerium für Gleichstellung
von Mann und Frau benannt und dann
vom Sozialministerium berufen. Sie dür-
fen nur mitarbeiten in den Fachaus-
schüssen und beraten im Gremium. Sie
haben keinerlei Stimmrecht.

• Die Mitglieder dritter Klasse sind die
„weiteren nicht stimmberechtigten Mit-
glieder“. Sie können vom fachlich zu-
ständigen Ministerium dem LJHA vor-
geschlagen und mit dessen
Einvernehmen, wenn also die Mitglie-
der erster Klasse zustimmen, berufen
werden. Dann dürfen auch sie nach Kräf-
ten in den Ausschüssen und im Gremi-
um mitarbeiten, haben aber auch kein
Stimmrecht.

So weit, so gut.
Wenn man nun davon ausgeht, dass die Kin-
der und Jugendlichen bzw. deren Wohlfahrt
im Mittelpunkt aller Bemühungen des Lan-
desjugendamtes zu stehen haben, dann liegt
die Vermutung nahe, dass die ureigenste und
einzige echte Lobby der Kinder und Jugend-
lichen, und das können selbstverständlich
nur wir Eltern sein, in angemessener Weise
im Landesjugendhilfeausschuss vertreten
sein muss. Deshalb schaut man natürlich
sofort in der Liste der Mitglieder erster Klas-
se nach, wie viele Elternvertreter sich denn
finden lassen.
Man findet Landtagsabgeordnete, Bürger-
meister, Landräte, Kirchenvertreter, Vertre-
ter des Roten Kreuzes, Jugendamtsleiter und
sogar mehr als einen Vertreter der Pfadfin-
der. – Aber man findet keinen einzigen ge-
wählten Elternvertreter.
Dann hofft man, in der Gruppe der Mitglie-
der zweiter Klasse fündig zu werden. Und
tatsächlich: Ein Mitglied ist Verteterin der
Eltern von Kindern in Kindertagestätten.
Und um das Maß möglicher Mitwirkung von
uns Eltern voll  werden zu lassen, findet sich
unter den Mitgliedern dritter Klasse auch
noch ein Vertreter des Landeselternbeirates,
der dank der Zustimmung der Mitglieder
erster Klasse auch mitarbeiten darf, aber
nichts wirklich zu sagen hat.

Die Mitwirkungsmöglichkeit der Eltern bei
der Gestaltung von Jugendhilfe und Jugend-
wohlfahrt muss also als äußerst bescheiden
eingeschätzt werden. Und das sollte uns El-
tern nicht egal sein.
Der Landeselternbeirat wird das Problem im
Auge behalten und spätestens in der näch-
sten Legislatur eine Verbesserung der Mit-
wirkungsmöglichkleit der Eltern im Landes-
jugendhilfeausschuss anstreben.
Dr. Klaus Neulinger

Fortsetzung von Seite 11

Zuschüsse und Spenden anderer, insbesondere von Förderverei-
nen, sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.
Andere schulische Belange sind durch die Regelleistung abgegol-
ten.“

Bezüglich der Einschränkung, dass Kindern von ALG II-Beziehern
der Zuschuss verwehrt werden kann, wenn auch andere Kinder der
Klasse zu Hause bleiben müssen, erklärt das Jobcenter für Arbeits-
marktintegration in Mainz, Am Rodelberg 21, 55130 Mainz, Tel:
06131/ 88080, Folgendes: Grundsätzlich sollten mindestens 90 % der
Klasse mitfahren. Nach zahlreichen Gesprächen mit Schulen, in de-
nen diese mitteilten, dass insbesondere muslimische Mädchen häu-
fig nicht zu Klassenfahrten mitfahren dürfen, wurde entschieden,

dass die Kinder, die aus religiösen Gründen nicht teilnehmen dür-
fen, bei den 90% unberücksichtigt bleiben, wenn die Schule dies ent-
sprechend bestätigt. Eine ähnliche Haltung wird nach meinen Infor-
mationen auch von anderen Jobcentern für Arbeitsmarktintegration
eingenommen.
Wegen des Hinweises in den Richtlinien zum SGB II, dass Zuschüs-
se und Spenden anderer, insbesondere von Fördervereinen, vorran-
gig in Anspruch zu nehmen sind, wird darauf hingewiesen, dass die
Fördervereine der jeweiligen Schulen selbst entscheiden können, ob
und welche Zuschüsse vergeben werden. Fördervereine sind gut
beraten, wenn sie in ihren Förderrichtlinien von vornherein bestim-
men, dass unterstützende Zahlungen nur geleistet werden, wenn
keine öffentlichen Mittel zur Verfügung stehen.
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Eltern sind die ersten, die dazu beitragen,
dass sich die Persönlichkeit ihrer Kinder
entwickelt, dass sie lernen, selbständig zu
denken und zu handeln.

Die Familie ist der erste Ort, an dem Kinder
Achtung vor der Würde, dem Glauben und
den Überzeugungen anderer lernen.

Auf der Grundlage der familiären Sozialisa-
tion können Erzieherinnen und Erzieher,
Lehrerinnen und Lehrer dazu beitragen,
dass Demokratie und Freiheit als grundle-
gende Werte anerkannt werden, dass der
Wille zu sozialer Gerechtigkeit, zur Fried-
fertigkeit und zur Solidarität im Zusammen-
leben der Kulturen und Völker gefördert
werden und die Verantwortung für Natur
und Umwelt wahrgenommen wird.

Im Landeselternbeirat und in den schuli-
schen Mitwirkungsgremien haben sich in
den letzten 40 Jahren Mütter und Väter en-
gagiert und sich dafür eingesetzt, dass in den
Schulen das Recht auf Bildung verwirklicht
werden konnte. Durch ihre Mitarbeit in den
Elternvertretungen nahmen und nehmen
Eltern teil an der Zukunftsgestaltung für ihre
Kinder. So sorgen sie dafür, dass ihr Erzie-
hungsrecht und die schulischen Erziehungs-
und Lernbemühungen im Rahmen einer
engen,  - manches Mal konfliktreichen, in der
Regel aber vertrauensvollen - Zusammen-
arbeit zum Wohl der Kinder sinnvoll gestal-
tet werden können.

Aber: Die Elternarbeit entwickelt sich wei-
ter: Mitwirkung im Sinne von „Reaktion auf
Gesetze und Verordnungen“ ist vielen El-
tern inzwischen zu wenig,  weil damit oft
nur etwas an den Symptomen geändert
wird. Eltern müssen gestärkt werden, sich
aktiv in die Prozesse einzubringen.

Mehr und mehr werden sich viele Eltern ih-
rer Kraft bewusst: „Wir sind die Eltern! Um
die Zukunft unserer Kinder geht es. Jeder
Tag, der nicht zur Verbesserung der Bildung
unserer Kinder beiträgt, ist ein verlorener
Tag.“

Deshalb geht es bei aller Mitwirkung in der
Schule auch darum, Schülerinnen und Schü-
ler zu ermutigen, ihre eigene Sache in die
Hand zu nehmen, um die Bildung in
Schwung zu bringen. Schülerinnen und

Grußwort des Bundeselternsprechers

40 Jahre Landeselternbeirat
Rheinland-Pfalz
Engagierte Eltern = zukunftsfähige Bildung für die Kinder

Schüler mit der ihnen eigenen Power, Un-
bekümmertheit und der manchmal überwäl-
tigenden Klarheit und Offenheit – und der
oft erforderlichen nötigen Portion charman-
ter Frechheit, brauchen den Raum, - den
auch wir Eltern ihnen geben müssen – um
ihre Schule zu gestalten.

Vielleicht gelingt es dann Eltern und Schü-
lern gemeinsam, Lehrerinnen und Lehrer
anzustecken mit unserer Motivation, mit
unserem Mut zur Veränderung, mit unse-
rem Willen zu Reformen:

• Gemeinsam Schule zu gestalten, Chan-
cen zu längerem gemeinsamem Lernen
zu eröffnen

• Ganztagsschulen mit der Chance zum
Zeithaben in der Schule zu initiieren

• Schulverweigerer als Indikatoren eines
unfähigen Schulsystems ernst zu neh-
men

• Schluss zu machen mit der Schulzeitver-
schwendung durch Sitzenbleiben

• Mut für mehr Selbstständigkeit und zur
Verantwortungsübernahme für die eige-
ne Schule zu entwickeln.

Dann muss niemand mehr Angst haben vor
der regelmäßigen Evaluation der Schulen –
von Experten und unter Beteiligung von El-
tern, Schülerinnen und Schülern.

Angesichts einer Entwicklung, in der die
Gesellschaft immer pluralistischer, differen-
zierter und desorientierender wird, bleiben
Erziehung und Bildung der kommenden
Generationen eine ständige Herausforde-
rung, die nur gemeinsam zu lösen ist.

Der Weg in die Wissensgesellschaft der Zu-
kunft braucht die gemeinsamen Anstren-
gung und ein Bündnis über alle Partei- und
Verbandsinteressen hinweg!

Mit einem herzlichen Dank an alle engagier-
ten Eltern in Rheinland-Pfalz und dem
Wunsch auf ein weiterhin gutes Miteinan-
der im Interesse unserer Kinder!
September 2006
Wilfried Wolfgang Steinert
Vorsitzender des Bundeselternrates
Albert-Buchmann-Str. 15
16515 Oranienburg
info@bundeselternrat.de

Resolution des Bundeselternrats

Nachteilsausgleich bei
Legastenie und Dyskalkulie

„Das Recht auf Bildung darf niemandem
verwehrt werden“ (Europäische Menschen-
rechtskonvention 1952). Die damit verbun-
dene Förderung und Forderung meint alle
Kinder; dabei muss jedes Kind in Bildung
und Ausbildung individuell gefördert wer-
den.
Es gibt jedoch Störungen, die durch Förde-
rung und Forderung nicht vollständig zu
beseitigen und als Behinderungen von der
WHO anerkannt sind. Hierzu gehören z. B.
Legasthenie (Lese- Rechtschreibstörung)
und Dyskalkulie (Rechenstörung). Die da-
von betroffenen Kinder haben ebenso wie
alle anderen einen Anspruch darauf, die ih-
rer Begabung entsprechenden höchst mög-
lichen Bildungs- und Ausbildungsziele zu
erreichen.

Für die weit über 500.000 Kinder und Ju-
gendlichen in Deutschland mit einer Leg-
asthenie und / oder Dyskalkulie muss es
deshalb einen verbindlichen Nachteilsaus-
gleich über die gesamte Bildungs- und Aus-
bildungszeit geben.

Der Bundeselternrat fordert die Kultusmi-
nisterkonferenz auf, bundeseinheitlich ver-
bindliche Richtlinien zur

•  Diagnostik
• Anerkennung
• Förderung
• und zum Nachteilsausgleich

für die Behinderungen Legasthenie und
Dyskalkulie zu schaffen.
An der Erfüllung dieser Forderung messen
wir, wie ernst es der Kultusministerkonfe-
renz mit der individuellen Förderung aller
Kinder und Jugendlichen wirklich ist, die sie
2005 als zentrale Arbeitsbereiche beschlos-
sen hat.
Bei einer Enthaltung ohne Gegenstimmen
angenommen.
Porta Westfalica, 21. Mai 2006

Beschluss der KMK am 11.03.05:
• Verbesserung des Unterrichts zur geziel-

ten Förderung in allen Kompetenzberei-
chen, insbesondere in den Bereichen Le-
sen, Geometrie und Stochastik,

• Frühzeitige Förderung von Kindern und
Jugendlichen aus sozial schwachem Um-
feld oder mit Migrationshintergrund und
gezielte Ausgleichsmaßnahmen bei un-
günstigen Entwicklungen in der Bil-
dungsbiographie,

• Weiterentwicklung der Lehreraus- und
–weiterbildung, insbesondere im Hin-
blick auf den Umgang mit Heterogeni-
tät, eine Verbesserung der Diagnosefä-
higkeit und eine gezielte Unterstützung
der einzelnen Schülerinnen und Schüler.



(1) Eltern gestalten Erziehungspartnerschaft: Gute
Zusammenarbeit von Schulelternbeirat und
Schulleitung; Referat + Diskussion; Leitung: Hugo
Stolz, Realschulrektor und Ute Raas, LEB

Ein Beispiel gelingender Zusammenarbeit von Schule und Eltern-
haus stellen den Teilnehmerinnen und Teilnehmern dieses Fo-
rums ein Schulleiter und seine Schulelternsprecherin vor. Außer-
dem besteht die Möglichkeit zum Erfahrungsaustausch und die
Erlaubnis zum „Klau“ vieler guter Ideen.

(2) Eltern und Elterngremien: Rechte und Pflichten auf
einen Blick; Referat + Diskussion
Leitung: Jutta Lotze-Dombrowski, MBFJ

Die Zusammenarbeit zwischen Elternhaus und Schule ist unver-
zichtbar für gute schulische Arbeit. Sie gestaltet sich umso effek-
tiver, je besser die Eltern über ihre Rechte und Pflichten informiert
sind.  Das Forum will in anschaulicher Form über die rechtlichen
Grundlagen und die Umsetzung im Schulalltag informieren.  Ziel
des Forums ist, die Eltern zu befähigen, sich als gleichberechtigte
Partner der Schule („in Augenhöhe“)  zu verstehen.

(3) Das jährliche Entwicklungsgespräch: Eltern,
Lehrkräfte und SchülerInnen treffen Vereinbarungen;
Workshop
Leitung: Gabriele Weindel-Güdemann, LEB

Im Forum sollen die Erwartungen der Eltern an ein „Eltern– Leh-
rer–Gespräch“ geklärt werden. Das LEB-Konzept des „Eltern–
Lehrer–Schüler-Gesprächs“ wird erläutert und gemeinsam erar-
beitet, welche Voraussetzungen erfüllt sein sollen, um ein
„Entwicklungsgespräch“, also ein routinemäßig durchgeführtes
Gespräch über und mit dem einzelnen Schüler oder der Schüle-
rin sinnvoll zu gestalten.

(4) Wohin nach der Grundschule? –  Kriterien für die
beste Schulwahl; Workshop
Leitung: Dr. Klaus Neulinger, LEB

Die beste Schulwahl nach der Grundschule hat sich in der Haupt-
sache an zwei Kriterienbereichen zu orientieren. Diese betreffen
zum einen die Voraussetzungen, die die aufnehmende Schule zu
bieten hat und zum anderen die Voraussetzungen im Kinde selbst.
In diesem Workshop werden die wesentlichen Kriterien gemein-
sam herausgearbeitet. Das Ziel des Workshops ist es, die Entschei-
dungssicherheit der Eltern zu verbessern.

(5) Eltern erlernen die Techniken der Rockmusik –
Modellprojekt Rockklasse; Workshop
Leitung: Barbara Paul, Hauptschule Mülheim-Kärlich

Ziel des zweijährigen Projektes „First Class Rock“ an der Schule
ist es, den Schülerinnen und Schülern die Fähigkeit zu vermitteln,
in einer Band mitzuwirken. Aufbau, Organisation und Durchfüh-
rung des Projektes soll den Mitgliedern  des Forums erläutert wer-
den.  Zudem soll ein einfacher Song mit den für die Rockklasse
typischen Instrumenten  erarbeitet werden. Vorkenntnisse im In-
strumentalspiel sind hierfür nicht erforderlich.

(6) Eltern beteiligen sich an der Qualitätsentwicklung in
der Schule; Referat + Gruppenarbeit; Leitung: Kerstin
Goldstein und Thomas Bläser-Krei, IFB

Dieses Forum beschäftigt sich mit den Möglichkeiten aktiver El-
ternmitwirkung an der Schulentwicklung, insbesondere bei der
Arbeit am fortlaufenden Qualitätsprogramm. An Hand von kon-
kreten Beispielen werden Gelingensbedingungen für eine effizi-
ente Elternbeteiligung herausgearbeitet.

Eltern erlernen die Techniken der Rockmusik
Kurzbeschreibung der Foren am Nachmittag des Landeselterntages

(7) Demokratische Schulentwicklung: Schule als
Demokratie und Schule in der Demokratie; Referat +
Gruppenarbeit; Leitung: Dorothea Werner-Tokarski,
PZ, und Mirjam Hübner

Der Modellversuch „Demokratie lernen & leben – Schule in der
Zivilgesellschaft“ wird vorgestellt. Die Forumsteilnehmerinnen
und –teilnehmer lernen auch Beispiele aus den 15 rheinland-pfäl-
zischen Schulen kennen, die an diesem Projekt der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung
(BLK) teilnehmen, und erfahren, wie es in Rheinland-Pfalz nach
dem Projekt  2007 mit der Demokratieentwicklung an Schulen
weitergehen soll.

(8) Gute Schulen bilden: Intension, Selbstverständnis und
Arbeit der Agentur für Qualitätssicherung, Evaluation
und Selbstständigkeit von Schulen; Referat +
Diskussion; Leitung: Friedhelm Zöllner, AQS

Nach sorgfältiger Vorbereitung unter Einbeziehung der Erfahrun-
gen im In-und Ausland hat die AQS zügig Konzepte, Instrumen-
te und Verfahren zur externen Evaluation von Schulen entwik-
kelt.  Das Einstiegsreferat gibt Einblick in die Selbstverständnisse,
Strukturen und Prinzipien dieser Arbeit. In der Diskussion wird
Gelegenheit sein, die konkreten Erwartungen  - insbesondere auch
der Eltern – zu thematisieren, erste Erfahrungen auszutauschen
und Anregungen aufzunehmen.

(9) ICH und DU und WIR – Persönlichkeitsentwicklung in
der Grundschule; Workshop
Leitung: Christine Holder, Grundschule Budenheim

ICH und DU und WIR ist ein Präventionsprogramm für die
Grundschule, das die Lehrkräfte selbst durchführen. Die Forums-
teilnehmer erhalten einen Überblick über das Programm und
führen einige der Interaktionsspiele durch, die der Förderung der
Persönlichkeitsentwicklung im emotionalen und sozialen Bereich
dienen und einen Beitrag zur Sucht- und Gewaltprävention und
zur Gesundheitserziehung leisten.

(10) Chancen und Herausforderungen im Umgang mit
kultureller Vielfalt; Referat + Diskussion
Leitung: Marie Theresia Landau und Eva Frank;
Goetheschule Mainz

Die nationalen und internationalen Schulleistungsuntersuchun-
gen haben in Deutschland ein großes Defizit im Leistungsvermö-
gen der Jugendlichen mit Migrationshintergrund aufgedeckt. Wie
eine Schule mit hohem Anteil an Schülerinnen und Schülern nicht
deutscher Herkunftssprache diese Herausforderung annimmt
und mit ihr umgeht, erfahren die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer dieses Forums.

(11) Arbeitswelt- und Berufsorientierung in der
Ganztagsschule; Referat + Diskussion
Leitung: Hubert Zöller, PZ

Damit den Schülerinnen und Schülern ihre berufliche Perspekti-
ven deutlich werden können, ist Orientierung unverzichtbar.
Anhand konkreter Beispiele soll aufgezeigt werden, wie durch
Ganztagschule zusätzliche Chancen für die Entwicklung arbeits-
weltrelevanter Kompetenzen, für die individuelle Begleitung der
Kinder und Jugendlichen und für eine Öffnung der Schule hin
zur Arbeitswelt erschlossen werden können. Zudem soll disku-
tiert werden, in welcher Weise Eltern bei der Gestaltung eines
berufsorientierenden Ganztagsschulangebots mitwirken können.
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Programm des Landeselterntages 2006
bis 9:00 Uhr Anreise, Begrüßungskaffee
9:15 Uhr Musikvortrag
9:30 Uhr Eröffnung durch Landeselternsprecher Dieter Dornbusch

40 Jahre Landeselternbeirat - Woher und wohin?
Begrüßung durch den Schulträger
Grußworte des Schulleiters Ferdi Rosenthal
Grußworte der Bildungsministerin Doris Ahnen

10:30 Uhr Podiumsdiskussion zum Thema

Neue Lehrer, besserer Unterricht -
wie viel Veränderung braucht Schule?

mit Doris Ahnen, Bildungsministerin; Dieter Dornbusch, Landeselternsprecher;
Dr. Christine Biermann, Didaktische Leiterin der Bielefelder Laborschule;
Waldemar  Breiten, Leiter des Studienseminars für das Lehramt an Förderschulen in
Neuwied; Theo Scholtes, Leiter Qualitätsmanagement und Personalentwicklung der
Bitburger Braugruppe; Moderation: Joachim Türk, Chefredakteur der Rheinzeitung

12:00 Uhr Mittagessen
Besuch der Info-Stände des LEB und seiner Partner

14:00 Uhr Foren  zu verschiedenen Themen
16:00 Uhr Abschlussplenum: Ergebnisbericht aus den Foren
ca. 17:00 Uhr Ende der Veranstaltung

Anmeldung bitte mit anhängendem Formular an die Geschäftsstelle des  Landeselternbeirats
In der Tagungspauschale von 10  Euro ist das Mittagessen enthalten.

Anmeldung

Landeselterntag 2006
am Samstag, den 04. November 2006
in der Hauptschule Mülheim-Kärlich

Name:____________________________ Vorname:___________________

Schulart:________________________________ Ort: _____________________________

Telefon: ___________________________ Email: _______________________

Kinderbetreuung gewünscht für ______ Kinder im Alter von __________
Ich möchte an folgendem Forum teilnehmen:(Bitte Nummer eintragen! )

_____      oder     _____
1. Wahl             2. Wahl
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Rechte und Pflichten von Eltern und Eltern-
vertretungen/Formen der Elternarbeit

Eltern wollen sich in der Schule ihrer Kinder engagieren, aber es
fehlt ihnen oft das nötige „Rüstzeug“. Mit dieser Veranstaltung wol-
len wir neu gewählten Elternvertreterinnen und Elternvertretern, aber
auch solchen, die schon Erfahrung haben, Anregungen geben, wie
sie ihre Aufgaben besser bewältigen können. Mit vielen Beispielen
und Möglichkeiten sich auszuprobieren soll die Veranstaltung hel-
fen, neue Impulse in die Schulen zu tragen.

Teilnehmerkreis: Grundschulen/Förderschulen

28. Oktober 2006 Saarburg IFB-Nr: 623 2001 01
28. Oktober 2006 Boppard IFB-Nr: 623 2001 02
28. Oktober 2006 Speyer IFB-Nr: 623 2001 03

Teilnehmerkreis: Weiterführende Schulen

18. November 2006 Saarburg IFB-Nr: 623 2002 02
18. November 2006 Boppard IFB-Nr: 623 2002 01
18. November 2006 Speyer IFB-Nr: 623 2002 03

Elternfortbildung 2006

Die Elternfortbildungsveranstaltungen werden in Zusammen-
arbeit von Landeselternbeirat, Bildungsministerium, der
Schulaufsicht (ADD) und dem Institut für schulische Fortbil-
dung und schulpsychologische Beratung (IFB) angeboten.
Das IFB führt diese Veranstaltungen durch und ist für den
organisatorischen Ablauf zuständig. Die Teilnahme und die
Verpflegung sind kostenfrei, lediglich die Fahrtkosten sind
von den Teilnehmern selbst zu tragen. Es wird empfohlen,
Fahrgemeinschaften zu bilden. Das Programm geht Ihnen bei
Anmeldung ca. 14 Tage vor Veranstaltungsbeginn zu.
Anmeldungen richten Sie bitte
a) per Fax mittels umseitigem Formular an 06232/659-120
b) per Post mittels umseitigem Formular an das
    IFB Speyer, Postfach 1680, 67326 Speyer,
c) per Telefon - Nr. 06581/9167-10 (Frau Pogrzeba),
d) per e-Mail unter der Adresse:
   andrea.pogrzeba@ifb.bildung-rp.de
e) oder über das Formular auf der LEB Homepage:
    http://leb.bildung-rp.de

Landeselterntag 2006
am Samstag, den 04. November 2006

von 9:00 Uhr bis 16:30 Uhr
in der Hauptschule Mülheim-Kärlich

Reihe Bäume 21, 56 218 Mülheim-Kärlich

Korrektur:
Leider ist uns bei der Angabe der Termine für die Elternfortbil-
dung in der letzten Ausgabe ein Fehler unterlaufen. Hier die be-
richtigten Termine:

Liebe Eltern,
zum rheinland-pfälzischen Elterntag am
4. November 2006 in Mülheim-Kärlich lade
ich Sie herzlich ein.
Der Landeselternbeirat nimmt seinen 40.
Geburtstag zum Anlass, seine Rolle in der
Bildungspolitik zu beleuchten.

Die Zukunft unseres Landes geht jeden
Morgen in die Schule. Wie viel Veränderung
braucht Schule, um den Anforderungen der
Gesellschaft und der Individuen gerecht zu
werden? Wir dürfen auf eine interessante
und lebhafte Diskussion gespannt sein, denn
diese Frage wird aus sehr unterschiedlicher
Sicht beantwortet werden.

Am Nachmittag können Sie Ihren Interes-
sen in den Foren nachgehen.

Ich würde mich freuen, Sie auf unserem El-
terntag begrüßen zu können.

Mit freundlichen Grüßen
Dieter Dornbusch

Landeselternsprecher Dieter Dornbusch
Foto: mops Mainz


